
 

 

 

 

 

 
 
                
 

 
  

  
  

  
  

 
 

 
     

 
     

        
  

  
         

    
        
   

     
         

 
     

     
           

      
   

  
           

  
        

    
  

       
  

         
 

 
  
      

  

AG Animationsfilm e. V. ▶ Gustav- Adolf-Str. 14A▶ 04105 LeipzigA

Leipzig 14. Mai 2026 

Stellungnahme der AG-Animationsfilm e.V. zum Referentenentwurf des 
Mediendienste-Investitionsverpflichtungs-Gesetzes (MedienInvestVG) 

Sehr geehrter Herr Dr. Castenholz, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

wir danken für die Übersendung des Referentenentwurfs des Mediendienste-
Investionsverpflichtungs-Gesetzes und die Gelegenheit zur Stellungnahme aus 
Sicht der deutschen Animationsbranche. Als größter Fachverband der 
Animationsbranche vertritt die AG Animationsfilm dabei – neben den Interessen 
der in dem Verband organisierten Produzentinnen und Produzenten – auch jene 
der Kreativen und Fachkräfte aus allen Animationsgewerken. 

Grundsätzlich begrüßen wir, dass mit diesem Gesetzesvorhaben ein weiterer 
Schritt zur umfassenden Reform der deutschen Filmförderung in die Wege 
geleitet wird. Allerdings bedauern wir die Zaghaftigkeit dieses Unterfangens, die 
sich im vorliegenden Entwurf zeigt. Er bleibt in seiner jetzigen Form leider nicht 
nur hinter den Erwartungen der Branche, sondern auch den Ankündigungen der 
Vorgängerregierung zurück. Der Entwurf nutzt die Möglichkeiten, welche die 
AVMD-Richtlinie bietet, offensichtlich nicht voll aus, und lässt uns daher 
befürchten, dass der Anstieg der Produktionstätigkeit, welcher in europäischen 
Nachbarländern nach Einführung einer Investitionsverpflichtung zu beobachten 
war, in Deutschland ausbleiben wird. 
Bei Durchsicht des Referentenentwurfs stellt sich leider der Eindruck ein, dass zu 
einseitig die Bedürfnisse der Mediendiensteanbieter in den Mittelpunkt der
Überlegungen gestellt wurden. 

Neben der geringen Höhe der Verpflichtung sehen wir auch andere Regelungen 
dieses Gesetzes als wenig geeignet „die Wettbewerbsfähigkeit des 
Produktionsstandorts in Deutschland und Europa zu erhalten und die europäische 
Film- und Serienlandschaft sowie die daran beteiligten Kreativen zu stärken“. 

Auf den folgenden Seiten finden Sie daher sachliche Hinweise und 
Verbesserungsvorschläge aus unserer Perspektive, in der Hoffnung, dass diese 
wahrgenommen werden und wenigstens teilweise in die endgültige Fassung 
dieses Gesetzes einfließen. 

1. TVoD Umsätze gehören in die Bemessungsgrundlage zur Investitionspflicht 
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Die in §2 getroffenen Begriffsdefinitionen, sowie die Formulierung in §3 Abs. 2 
beschränken die Anwendung der Investitionsverpflichtung auf VoD-Dienste und 
ihre Bemessungsgrundlage auf die Umsätze, welche mit ‚pauschalen Entgelten‘ 
erzielt werden. Diese Einschränkung führt zu einer erheblichen Reduzierung des 
durch dieses Gesetz vorgeschriebenen Investitionsaufkommens und lässt sich, 
unseres Erachtens, nicht sachlich begründen. 
Auch Anbieter von TVoD-Leistungen sollten zu Investitionen nach diesem Gesetz 
verpflichtet werden, bzw. die Umsätze, die von Anbietern durch TVoD erzielt 
werden, in die Bemessungsgrundlage einfließen, die zur Bestimmung der Höhe 
ihrer jeweiligen Investitionsverpflichtung herangezogen wird. 

2. Klare Vorgaben, welche Investitionen auf die vorgeschriebene Subquote für 
„unabhängige Filmhersteller“ angerechnet werden dürfen. 

Im Abschnitt „B. Besonderer Teil“ des Gesetzesentwurfs heißt es zur Bestimmung 
des Begriffs „Eigenproduktion“ in §2 Abs. 7: 

„Sofern Konzerngesellschaften von Mediendiensteanbietern genutzt 
werden, handelt es sich nicht mehr um Eigenproduktionen im Sinne dieses 
Gesetzes. Hieraus folgt aber nicht, dass es sich automatisch auch um 
unabhängige Produzentinnen, oder Produzenten im Sinne des Gesetzes 
handelt.“ 

Wir empfinden diese Erläuterung als äußerst unscharf und fordern daher den 
Gesetzgeber auf, an dieser Stelle Klarheit zu schaffen, indem er Investitionen in 
Produktionen von Konzerngesellschaften grundsätzlich von der Anrechnung auf 
die die Subquote für unabhängige Filmhersteller (§4 Abs. 1 Punkt 3) ausschließt. 

Bezüglich der Definition des Begriffs „unabhängiger Filmhersteller“ möchten wir 
darüber hinaus darauf hinweisen, dass die ARD die Ansicht vertritt, dass eine 
Produktionsfirma, an der ARD-Sender direkt oder indirekt beteiligt sind, 
ausschließlich in den Fällen als ‚abhängiger Filmhersteller‘ angesehen werden 
muss, wenn eben diese direkt oder indirekt beteiligten Sender ein audiovisuelles 
Werk bei ihr in Auftrag geben. Beauftragt hingegen ein anderer ARD-Sender 
dieselbe Produktionsfirma, gilt sie als "unabhängiger Filmhersteller". 
Im „ARD-Produzentenbericht für das Jahr 2024“ heißt es dazu auf Seite 4: 

„Diese Definition des unabhängig Produzierenden unterscheidet sich 
mithin von der im Landesmediengesetz NRW vorgenommenen Definition, 
nach der eine Abhängigkeit nicht nur mit der unmittelbaren 
gesellschaftsrechtlichen Beteiligung eines Sendeunternehmens vorliegt, 
sondern bei jeglicher Konzernverflechtung mit irgendeinem Sender, gleich 
ob privat oder öffentlich-rechtlich.“ 
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Wir fordern, dass der Gesetzgeber im Rahmen des MedienInvest-VG die 
Definition im Landesmediengesetz NRW zugrunde legt und so grundsätzlich 
Investitionen von ARD-Sendern in Produktionen von Herstellerfirmen an denen 
andere ARD-Sender signifikant beteiligt sind, nicht der Subquote für 
„unabhängige Filmhersteller“ (§4 Abs. 1 Punkt 3) zurechnet. 

3. Zu geringe Höhe der Verpflichtung, um die erhofften Effekte zu erzielen 

Die angedachte Höhe der Investitionsverpflichtung von 8 % bzw. 12% scheint uns 
lediglich geeignet eine Stabilisierung der Investitionen der 
Mediendiensteanbieter auf niedrigem Niveau zu gewährleisten. Den öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten bietet sie, unseres Erachtens, sogar weiteren 
‚Spielraum nach unten‘. 
Dies ist bedauerlich, verweist der Referentenentwurf doch schon auf der ersten 
Seite auf den „Bericht über Investitionen von Rundfunkanstalten und 
Streamingdiensten in europäische Originalinhalte vom 11. September 2025“ der 
Europäischen Audiovisuellen Informationsstelle und die darin durch Zahlen 
belegte Tatsache, dass 

„…die Investitionen globaler Streamingdienste in Deutschland deutlich 
hinter den Investitionen in anderen Mitgliedstaaten und gemessen an der 
Größe des deutschen Produktionsmarktes auch hinter den Erwartungen“ 
zurückbleiben. 

Wir zweifeln, dass eine Investitionsverpflichtung von nur 8%, geeignet ist diesen 
Zustand signifikant zu ändern und fordern den Gesetzgeber auf diese auf 
mindestens 15% zu erhöhen. In diesem Zusammenhang verweisen wir auch auf 
die weiter untenstehenden Ausführungen zu §9 und der dort festgelegten 
Möglichkeit vom Gesetz abweichende Regelungen durch Vereinbarungen 
zwischen Mediendiensteanbietern und Herstellern zuzulassen. 

4. Höhere Subquoten 

Die in §4 Abs. 1 Punkt 1 und 3 festgelegten Subquoten, die von den 
Mediendiensteanbietern erfüllt werden müssen, sind unseres Erachtens zu 
niedrig. Sollte der Gesetzgeber nicht eine deutlich höhere Investitionsquote 
festlegen als derzeit vorgesehen, befürchten wir, dass der durch die Subquoten 
beabsichtigte Effekt auf die Produktionstätigkeit in Deutschland nicht eintreten 
wird. 

§4 Abs. 1 Punkt 1 legt eine Subquote von 60% für die Investition in ‚neue 
audiovisuelle Werke‘ fest. Diese halten wir für zu gering, zumal es in der 
Einführung des Referentenentwurfs heißt: 
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Unabhängigen Herstellern audiovisueller Werke soll der Aufbau eigener 
Rechtekataloge erleichtert werden, um – wie in anderen EU-
Mitgliedstaaten – auch in Deutschland eine nachhaltige Wertschöpfung 
sicherzustellen. 

Um diesem erklärten Ziel gerecht werden zu können, empfehlen wir eine Quote 
von 80% für neue audiovisuelle Werke. Die im Entwurf jetzt gegebene 
Möglichkeit 40% der Investitionsverpflichtung nur durch den Ankauf von Lizenzen 
zu erfüllen, trägt weder zu vermehrter Produktionstätigkeit noch zum Aufbau von 
Rechtekatalogen bei unabhängigen Herstellern bei und begünstigt darüber 
hinaus vor allem jene großen Player am deutschen Markt, die über die bereits 
über einen nennenswerten Rechtekatalog verfügen. 

Auch die in §4 Abs. 1 Punkt 3 festgelegte Subquote für Investitionen der 
Mediendiensteanbieter in Werke ‚unabhängiger Filmhersteller‘ erscheint uns zu 
gering. Auch hier fordern wir eine Erhöhung auf 80%, um vor allem für die 
öffentlich-rechtlichen Anstalten einen Anreiz zu schaffen, mehr außerhalb ihrer 
Tochterfirmen zu investieren. 

5. Anreize für Investitionen in Projekte des Nachwuchses 

§4 Abs. 2 und 3 schaffen Anreize für Mediendienste, einerseits in Kinofilme und 
andererseits in Filme und Serien für Kinder zu investieren. Wir begrüßen 
grundsätzlich den hier gewählten Ansatz des Gesetzgebers, durch eine höhere 
Anrechenbarkeit, der in diesen Bereichen getätigten Investitionen, spürbare 
Impulse für die Filmwirtschaft zu setzen und auf diese Art von seinen 
Lenkungsmöglichkeiten Gebrauch zu machen. Allerdings vermissen wir hier einen 
vergleichbaren Anreiz für Projekte des Nachwuchses. Dies verwundert, hebt doch 
der Gesetzesentwurf an diversen Stellen die Wichtigkeit von ‚Innovation‘ für 
wirtschaftliches Wachstum hervor. Auch ist die erfolgte Neuregelung der 
Nachwuchsförderung essentieller Bestandteil der großen Reform der 
Filmförderung. Hier sollte sich der Gesetzgeber um ein Ineinandergreifen aller 
von der Reform betroffenen Gesetze und Richtlinien bemühen, und durch 
flankierende Regelungen, auch außerhalb der unmittelbaren Talentförderung, 
diesen Bereich des europäischen und deutschen Filmschaffens unterstützen. Nur 
auf diese Art entsteht eine Filmförderung ‚aus einem Guss‘. 
Wir fordern daher den §4 um folgenden Absatz zu ergänzen. 

(4) Investitionen in europäische audiovisuelle Werke, welche als „Talentfilm“ 
gewertet werden können (Definition „Talentfilm“ entsprechend RL KjdF Punkt 
1.2.2), werden im Rahmen der Verpflichtung nach Absatz 1 Nummer 1 mit einem 
Faktor von 1,5 anerkannt. 

Außerdem empfehlen wir den Absatz 2 folgendermaßen zu ergänzen: 
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(2) Investitionen in neue europäische audiovisuelle Werke, (…) im Kino 
ausgewertet werden, sowie Investitionen in Werbemaßnahmen außerhalb des 
eigenen Mediendienstes im Rahmen der Kino-Erstaufführung dieser Werke, 
werden im Rahmen der Verpflichtung nach Absatz 1 Nummer 1 mit einem Faktor 
von 1,5 anerkannt. 

6. Anime-spezifische Mediendienste nicht von der Investitionspflicht befreien 

In den Erläuterungen zu §5 Abs. 2 (Ausnahmen von der Investitionsverpflichtung) 
Werden konkret die Anbieter von Anime-Filmen und -Serien als Beispiel für 
Dienste genannt, die man von der Investitionspflicht ausnehmen sollte, weil man 
befürchtet, dass die aus dem Gesetz erwachsenden Investitionspflichten den 
Charakter eines solchen, spezialisierten Mediendienstes schädigen könnten. 
Dies halten wir im Falle von Anime-Anbietern für nicht gerechtfertigt. Anime 
umschreibt vor allem einen bestimmten Stil, der durchaus eine gewisse 
Variationsbreite hat und sich aufgrund seines globalen Erfolges längst nicht mehr 
ausschließlich auf rein japanische Angebote beschränkt. Die Nutzer der auf Anime 
spezialisierten Dienste erwarten animierten Content, der ästhetisch innerhalb 
dieser Variationsbreite liegt, seine Herkunft ist dabei sekundär. Der erwartete Stil 
lässt sich auch durch europäische Animationsfirmen bedienen. Hierzu nur zwei 
Beispiele: Die Berliner Animationsfirma Lumatic entwickelt zurzeit, gefördert vom 
Medienboard, die Animationsserie „Age of Mecha“. Mecha ist ein klassisches 
Subgenre des Anime und die Serie richtet sich inhaltlich und ästhetisch stark an 
den japanischen Vorbildern aus. Der oscarnominierte Animationsfilm „The Red 
Turtle“, der sich regelmäßig im Angebot des Anime-Streamers Crunchyroll findet, 
ist eine Französisch-Japanische Koproduktion, die auf japanischer Seite durch das 
legendäre Anime-Studio Ghibli produziert wurde. Regie führte allerdings der 
niederländische Regisseur Michael Dudok De Wit und animiert wurde der Film im 
französischen Studio Prima Linea. 
Die Absicht des Gesetzgebers auf Anime spezialisierte Streamer von vornherein 
von der Investitionspflicht komplett auszunehmen, lehnen wir daher ausdrücklich 
ab, zumal den betroffenen Diensten die Möglichkeit offensteht, ihren Pflichten 
auch durch Investitionen in Japanisch-Europäische Koproduktionen 
nachzukommen. 

7. Anerkennungsfähige Investitionen nach §6 

Punkt 5: Auch wenn die Zugänglichkeit europäischer Werke durch 
Synchronisation und Untertitelung durchaus im Sinne dieses Gesetzes ist, 
empfehlen wir dringend für die Synchronisation und Untertitelung von 
europäischen audiovisuellen Werken einen Höchstbetrag von 2,5% des 
Gesamtbetrags der Verpflichtung des jeweiligen Anbieters einzuführen. 
Synchronisationskosten sind insbesondere bei global agierenden Streamern 
derart erheblich, dass zu befürchten ist, dass eine unbeschränkte Anerkennung 
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dieser Kosten, andere Zielrichtungen dieses Gesetzes, wie die Erhöhung der 
Produktionstätigkeit in Deutschland und Europa zu stark negativ beeinträchtigt. 

Punkt 6: Hier schlagen wir folgende Ergänzung vor: 
Werbung außerhalb des eigenen Mediendienstes für neue europäische 
audiovisuelle Werke im Rahmen ihrer Erstveröffentlichung bis zu einem 
Höchstbetrag von 2,5 Prozent des Gesamtbetrags der Verpflichtung des 
jeweiligen Anbieters. Mit den Ergänzungen soll die Abgeltung der 
Investitionspflicht durch Medialeistungen unterbunden und der Fokus auf neue 
Werke gelegt werden. 

Punkt 7: Hier bitten wir dringend um eine Umformulierung, um 
Missverständnisse zu vermeiden. Der Punkt liest sich, als seien hier konkrete 
Investitionen in die Entwicklung und Produktion von audiovisuellen Werken des 
Nachwuchses gemeint, und man ist sehr irritiert, dass ausgerechnet diese 
gedeckelt werden sollen. Laut den Erläuterungen zu diesem Punkt sind aber 
lediglich Maßnahmen wie „Stipendien, Veranstaltungen von Workshops, 
Mentoring-Programme oder andere Projekte wie ein Engagement an 
Filmhochschulen“ gemeint. Neben der zwingenden Konkretisierung des Textes 
sehen wir keine Notwendigkeit, die Anerkennung der Investitionen in diese Art 
von Maßnahmen zu deckeln. 

8. Ungünstige Implementierung von Branchenvereinbarungen im Gesetz. 

Die Art und Weise, wie die Möglichkeit von Vereinbarungen zwischen Verbänden 
der Hersteller und den Medienanbietern in das Gesetz implementiert wurde (§9), 
ist in unseren Augen unglücklich konstruiert. Statt ab einer 
Investitionsverpflichtung eines Mediendienstes von (lediglich) 12% die 
Herstellerverbände unter Druck zu setzen für den Mediendienst begünstigende 
Konditionen anzubieten, hätte man die prozentuale Investitionsverpflichtung von 
vornherein deutlich höher ansetzen können, um damit einen Anreiz für die 
Mediendienste zu schaffen, diese durch Branchenvereinbarungen und die im 
Gesetz formulierten erhöhten Anrechnungen von Investitionen in gewünschte 
Bereiche zu reduzieren. 
Auch ist unklar, wie genau diese Verhandlungen geführt werden sollen. Dass der 
Referentenentwurf lediglich PROG und die Produktionsallianz als Befugte 
für Verhandlungen sieht, lehnen wir grundsätzlich ab, zumal die im Gesetz 
ermöglichten abweichenden Vereinbarungen auch die Interessen anderer 
Branchenvertreter massiv betreffen können. Diese Herstellerverbände 
(Produzentenverbände) sind nur ein Teil der Branche und repräsentieren auch 
nur einen Teil der Hersteller. 
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Die Interessen der Animations-Hersteller werden durch die genannten Verbände 
nur sehr unzureichend vertreten, da sich in ihrer Mitgliedschaft nur wenige 
Animationsproduzenten und -produzentinnen befinden. 
Wir fordern daher für die AG Animationsfilm, aber auch für andere Verbände, ein 
klar definiertes Mitspracherecht bei möglichen Verhandlungen gemäß §9. 
Darüber hinaus irritiert in §9 Abs 1 dass eine Vereinbarung zwischen einem 
Mediendiensteanbieter und Herstellerverbänden auch Abweichungen vom §16 
Abs. 1 bewirken können, bestimmt dieser Abschnitt des Gesetzes doch die Fristen 
zur Verausgabung der Investitionen und dem entsprechenden Nachweis durch 
den Mediendiensteanbieter. 

9. Kein Abzug gesetzlicher Leistungen von der Investitionsverpflichtung 
§13 regelt, dass sowohl die gesetzlich vorgeschriebene Filmabgabe an die FFA als 
auch alle freiwilligen Zahlungen eines Mediendiensteanbieters von seiner 
Investitionsverpflichtung abzuziehen sind. Während der Abzug freiwilliger 
Zahlungen der Mediendiensteanbieter an Filmförderungen nachvollziehbar ist, 
besteht für den Abzug gesetzlich vorgeschriebener Filmabgaben keinerlei 
Notwendigkeit. Die AVMD-Richtlinie sieht die parallele Existenz einer gesetzlich 
vorgeschriebenen Filmabgabe und eines Investitionsverpflichtungsgesetzes vor. 
Der im Referentenentwurf vorgesehene Abzug der gesetzlichen Leistungen ist in 
Kombination mit der generell viel zu geringen Investitionsverpflichtung dazu 
geeignet, die möglichen positiven Effekte des MedienInvestVG auf die Branche 
bis zur Wirkungslosigkeit zu reduzieren. 

10. Keine Anrechnung vergangener Investitionen
Die Übergangsregelung entsprechend §18 Abs 2, nach der auch die im Jahr 2026 
getätigten Investitionen der Mediendiensteanbieter auf ihre Verpflichtungen im 
Jahre 2027 angerechnet werden sollen, lehnen wir ab. Sie ist nicht notwendig, da 
sich alle betroffenen Mediendiensteanbieter seit Jahren auf die 
Investitionsverpflichtung einstellen konnten und sie in der jetzt vorliegenden 
Form, gegenüber früheren Planungen, deutlich zugunsten der Anbieter 
abgemildert wurde. Außerdem eröffnet §16 die Möglichkeit die Investitionen, zu 
denen das Gesetz verpflichtet, innerhalb von 2 Jahren zu tätigen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit und für Nachfragen zu den oben genannten 
Punkten stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Anne Isensee Nina Prange 
Vorstandsvorsitzende Vorstandsvorsitzende 
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